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(Ar. 11996.) Geſetz, betreffend die Abänderung der c ee der Schuldeputationen, 
Schulvorſtände und Schulkommiſſionen. Vom 7. Oktober 1920. 


Di⸗ verfaſſunggebende Preußiſche Landes verſammlung hat folgendes Geſetz He- 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Artikel 1. 
Die Beſtimmungen des Geſetzes über die Unterhaltung der öffentlichen Volks- 
ſchulen vom 28. Juli 1906 (Geſetzſamml. S. 335) werden wie folgt abgeändert: 


81. 
Zu § 44. 
1. Hinter I Sifo 2 wird eingefügt: 
2a. der gleichen Zahl von Lehrern und Lehrerinnen. 
2. Die Ziffer 13 erhält folgende Faſſung: 
3. der gleichen Zahl von ſonſtigen des Erziehungs- und Volksſchul⸗ 
weſens kundigen Perſonen. 
3. I letzter Abſatz: die drei letzten Sätze von den Worten „Wenn die Zahl“ 
ab fallen weg. 
4. An Stelle von II Abſ. 1 und 2 treten folgende Beſtimmungen: 

Die Mitglieder aus den Gemeindevorſtänden (Beigeordnete, Schöffen) 
und der Vorſitzende werden vom Bürgermeiſter ernannt. Der Bürger⸗ 
meiſter iſt befugt, außerdem jederzeit ſelbſt mit vollem Stimmrecht in die 
Schuldeputation einzutreten und den Vorſitz zu übernehmen. Die Mit⸗ 
glieder aus der Stadtverordnetenverſammlung und die des Erziehungs- 
und Volksſchulweſens kundigen Perſonen werden von der Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung, die Lehrer und Lehrerinnen von den zum Schul⸗ 
verbande gehörenden Lehrern und Lehrerinnen gewählt. Die Wahl 
erfolgt, wo es möglich iſt, nach den Grundſätzen der Verhältniswahl. 
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Hinter II Abſ. 1 und 2 wird eingefügt: 3 

Bei der Verhältniswahl darf die zur Einveichung der Wahlvor⸗ 
ſchläge (Wahlaufſätze) geforderte Unterſchriftenzahl die Zahl nicht über⸗ 
ſteigen, die ſich bei einer Teilung der Mitgliederzahl der Wahlkörper⸗ 


ſchaft durch die Zahl der von ihr zu wählenden Perſonen (zu bildenden 


Wahlaufſätze) ergibt, in keinem Falle aber mehr als ein Fünftel der 
Mitgliederzahl der W e nicht mehr als fünfzig, ausmachen. 
Entſtehende Bruchteile werden nach unten abgerundet. 


II Abſ. 3 und 4 fallen weg. 


Als V wird. angefügt: \ 

Im Falle der Auflöſung einer Stadtverordnetenverſammlung 
(Bürgervorſteher uſw.) oder einer Gemeindevertretung ſcheiden die ge⸗ 
wählten Mitglieder der Schuldeputationen, Schulvorſtände und Schul⸗ 
kommiſſionen aus dieſen Behörden mit der Maßgabe aus, daß ſie ihre 


Amter bis zum Amtsantritt ihrer Amtsnachfolger weiterführen. Wieder- 


wahl iſt zulfſſig À 
92.5 
845 
Im Abſ. 2 Satz 1 fallen die Worte . etwa vorhandenen Ortsſchul⸗ 
inſpektor“ weg. 


Im Abſ. 2 Satz 1 ſind die Worte von „ferner“ bis „gewählt werden“ 


durch folgende Worte zu erſetzen: 

ferner mehreren Mitgliedern, die von der Schuldeputation aus 
der Zahl der zu der Schule (den Schulen) des betreffenden Schul⸗ 
bezirkes gewieſenen Einwohnern gewählt werden, endlich möglichſt 
aus der gleichen Zahl vom e der betreffenden Schule 
(Schulen) gewählten Lehrern und Lehrerinnen. Für die, wenn 
möglich, nach den Grundſätzen der Verhältniswahl vorzunehmende 
Wahl gelten die Vorſchriften des § 44 JI Ab. 3. 


83. 


bi. T erhält bis zum erſten Worte „Pfarrer“ 1 9 Wortlaut: 

Der Schulvorſtand beſteht aus dem Gemeindevorſteher, in der 
Provinz Weſtfalen und in der Rheinprovinz außerdem dem Amtmann 
und Bürgermeiſter, ferner, wo es möglich iſt, aus ſo viel Lehrern und 


8 4 
Ab 


Lehrerinnen, wie die Zahl der zum Schulvorſtande gewieſenen Ein⸗ 


wohner beträgt. Die Lehrer- oder Lehrerinnen werden, ſofern eine 
Wahl überhaupt erforderlich iſt, von der Lehrerſchaft des Schul⸗ 
verbandes, wenn möglich nach den Grundſätzen der Verhältniswahl, 


gewählt. Ferner gehören dem Schulvorſtand an der nach dem Dienft- 


range vorgehende oder ſonſt der dienſtälteſte Pfarrer. 


1 
a 
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2. Abſ. 4 erhält am Schluſſe den Zuſatz: 
und zwar, wo es möglich iſt, nach den Grundſätzen der Verhältniswahl. 
3. Abſ. 5 wird aufgehoben. 


4. Als neuer Abſ. 5 wird eingefügt: 
Für die Verhältniswahl gelten die Vorſchriften des E 44 JI Abi. 3. 
5. Abſ. 8 erhält folgende Faſſung: 
Der Vorſitzende des Schulvorſtandes wird von der Schulaufſichts⸗ 
behörde aus der Zahl ſeiner Mitglieder ernannt. Eine Teilung nach 
Geſchäftszweigen iſt zuläſfig. 
6. Abſ. 9 fällt weg. 
7. In Abſ. 10 Satz 1 wird die Zahl „10 000“ in „3000“ abgeändert. 
8. Abſ. 10 Satz 2 fällt weg. 


84. 
Es ift ein § 48a einzufügen: . 

Im Falle der Auflöſung einer Gemeindevertretung ſcheiden die 
gewählten Mitglieder der Schulvorſtände und Schulkommiſſionen aus 
dieſen Behörden mit der Maßgabe aus, daß ſie ihre Amter bis zum 
Amtsantritt ihrer Nachfolger weiterführen. Wiederwahl iſt zuläſſig. 


$5. 
Zu $ 50. 
1. Abſ. 3 erhält folgenden Zuſatz: 
Im Falle der Auflöſung einer Gemeindevertretung oder Stadtver— 
ordnetenverſammlung (Bürgervorſteher uſw.) ſcheiden die gewählten 
Abgeordneten der in Betracht kommenden Gemeinden aus dem Sehul 
vorſtande mit der Maßgabe aus, daß ſie ihr Amt bis zum Amts⸗ 
antritt ihrer Nachfolger weiterzuführen haben. Wiederwahl iſt zuläſſig. 


2. Im Abſ. 6 ift ſtatt „und Lehrer“ zu ſetzen „Lehrer und Lehrerinnen“. 
3. Abſ. 7 fällt weg. l 
i N § 6. 
Zu 8 5 5 
Abſ. 2 fällt weg. 
Artikel 2 


Die Vorſchriften des Artikel 1 § 1 Ziffer 7 finden auch auf die außerhalb 
des Geltungsbereichs des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes vom 28. Juli 1906 
gebildeten Schuldeputationen und Schulvorſtände ſinngemäß Anwendung. Für den 
Eintritt der Lehrpenfonen finden die Beſtimmungen des Artikel 1 entſprechende 
Anwendung. 


„„ 


Artikel 3. | 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft. Die Bor- | 
ſchrift des Artikel 1 § 1 Siffer 7 findet auch überall da Anwendung, wo ſeit 
dem 9. November 1918 die Auflöſung einer Stadtverordnetenverſammlung 
e e a uſw.) oder Gemeindevertretung erfolgt, oder wo die Zuſammen⸗ 
ſetzung der Gemeindeverſammlung feit dem 9. November 1918 geſetzlich neu⸗ 
geordnet worden iſt. f 


Berlin, den 7. Oktober 1920. 
Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Rr. 11997.) Verordnung, betreffend vorläufige Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich 
; der Ausführung des Friedensvertrags. Vom 20. Dezember 1920. Br 


A Grund des Artikel 1 § 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 über Er- 
mächtigung des Juſtizminiſters und des Miniſters des Innern zu Maßnahmen 
anläßlich der Beſetzung von Landesteilen und der Ausführung des Friedens⸗ 
vertrags (Geſetzaamml S. 115) beſtimme ich in Ergänzung der Verordnung vom 
4. September 1919 (Geſetzſamml. S. 145), was folgt: 


9 1. 
Der bei Preußen verbliebene Teil des Amtsgerichtsbezirkes Karthaus wird 
dem Amtsgericht in Bütow zugelegt. 


ENO 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 20. Dezember 1920. 


Der Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 
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